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Geleitwort

Die Erbringung von bargeldlosen Zahlungen durch Zahlungsdienstleister ge
winnt zunehmend an Bedeutung. Zahlungsdienste werden in der Hauptsache von 
Kreditinstituten erbracht, neben die in jüngerer Zeit aber auch Zahlungs- und E- 
Geld-Institute treten, die innerhalb der Europäischen Union Zahlungsdienste er
bringen dürfen. Es besteht Grund zur Annahme, dass die Marktanteile solcher In
stitute, die im Unterschied zu Kreditinstituten nicht der gesetzlichen Einlagensi
cherung unterliegen, künftig anwachsen. Europäisches Richtlinienrecht sieht zur 
Absicherung von Kundengeldern Regelungen vor, die den Mitgliedstaaten aufge
ben, mit der Inanspruchnahme von Zahlungsdienstleistern für die Kunden verbun
dene Insolvenzrisiken abzusichern. Der Verfasser hat es sich zur Aufgabe gemacht, 
die aus der Insolvenz von Zahlungs- und E-Geld-Instituten für die Kunden er
wachsenden Risiken genau zu erfassen und die europarechtlichen Vorgaben sowie 
die deutschen Umsetzungsregelungen auf ihre dogmatische Stimmigkeit, Wir
kungsweise und Effektivität hin zu untersuchen. Eine vergleichende Untersuchung 
des entsprechenden englischen Rechts, das vor dem Brexit nach EU-rechtlichen 
Vorgaben geschaffen worden ist, eröffnet eine breitere Perspektive auf die Proble
matik und legt die Basis für sehr konkrete praxistaugliche Reformvorschläge de 
lege ferenda. Dadurch gelingt die fundierte und wissenschaftlich weiterführende 
Abhandlung einer sehr anspruchsvollen Materie.

Die Arbeit leistet einen ausgesprochen qualifizierten Beitrag zur wissenschaft
lichen Aufarbeitung des Insolvenzrechts der Zahlungs- und E-Geld-Institute. Viele 
offene Zweifelsfragen werden aufgedeckt und kenntnisreich diskutiert. Dabei wer
den die Unwägbarkeiten und Schwächen des geltenden Rechts klar herausgearbei
tet. Die Analyse geht ins dogmatische Detail, ohne das Große und Ganze aus dem 
Blick zu verlieren. Der Verfasser wahrt den Überblick und hält den gedanklichen 
roten Faden. Die rechtsvergleichende Untersuchung des englischen Rechts ist ein 
sehr gelungenes Stück insolvenzrechtlicher Grundlagenarbeit. Besonders einzu
nehmen vermag der Reformvorschlag de lege ferenda in Anlehnung an das engli
sche und ähnliche Regelungsmodelle im deutschen Recht.

Freiburg, November 2025 Alexander Bruns
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1. Abschnitt

Einleitung und Gang der Untersuchung

A. Einleitung

Bargeldlose Zahlungen erfreuen sich einer immer größeren Beliebtheit. Laut 
Statistik der Deutschen Bundesbank wurden 2021 in Deutschland 27,3 Milliarden 
bargeldlose Transaktionen im Wert von 65,8 Billionen Euro abgewickelt.1 Des 
Deutschen liebstes Zahlungsmittel bleibt zwar nach wie vor das Bargeld, welches 
für 58% der Zahlungen verwendet wird, nicht zuletzt durch die Covid-Pandemie 
und das Einkaufen im Internet ist jedoch ein klarer Trend zum bargeldlosen Zahlen 
zu erkennen.2

Für die Durchführung bargeldloser Zahlungen bedarf es der Einschaltung von 
Zahlungsdienstleistern. Hierunter fallen in erster Linie Kreditinstitute, die in 
Deutschland nach wie vor den mit Abstand größten Marktanteil unter den Zah
lungsdienstleistern ausmachen.3 Neben den Kreditinstituten bestehen in Form so
genannter Zahlungs- und E-Geld-Institute weitere Zahlungsdienstleister, die Zah
lungsdienste innerhalb der Europäischen Union erbringen dürfen. In Deutschland 
spielen Zahlungs- und E-Geld-Institute aktuell noch eine untergeordnete Rolle im 
Zahlungsverkehr. Sie wickeln insbesondere Zahlungen für Unternehmen ab, indem 
sie diesen durch Zurverfügungstellen eines Kartenterminals die Akzeptanz von 
Kartenzahlungen ermöglichen und die hieraus resultierenden Zahlbeträge für die 
Unternehmen entgegennehmen und an diese auszahlen. Die jeweils als E-Geld- 
Institut registrierten Branchenführer wie Payone oder Nexi Germany bewegen 
hierbei schon jetzt beachtliche Volumina.4 Anstehende Reformvorhaben der Euro

1 Deutsche Bundesbank, Zahlungsverkehrs- und Wertpapierabwicklungsstatistiken vom 
22. 07. 2022 (abrufbar unter https://www.bundesbank.de/resource/blob/804038/ 
5807cc87cbe9ab4d47736c4af536ca83/mL/i-1-gesamtergebnisse-fuer-deutschland-data.pdf, zu
letzt abgerufen am 01.04. 2024).

2 Deutsche Bundesbank, Zahlungsverhalten in Deutschland 2021, S. 3, 25. 2017 wurde 
Bargeld noch in 74% aller Zahlungen verwendet, vgl. ebenda, S. 26.

3 Vgl. die tabellarische Übersicht bei Deutsche Bundesbank, Zahlungsverkehrs- und 
Wertpapierabwicklungsstatistiken vom 22.07. 2022 (abrufbar unter https://www.bundesbank. 
de/resource/blob/804038/5807cc87cbe9ab4d47736c4af536ca83/mL/i-1-gesamtergebnisse-fuer- 
deutschland-data.pdf, zuletzt abgerufen am 01. 04.2024).

4 Die Payone GmbH wickelte 2021 ein Zahlungsvolumen von 210,5 Mrd. Euro mit 
4,9 Mrd. Zahlungsvorgängen ab; Nexi Germany GmbH (vormals Concardis GmbH) 30,5 Mrd. 
Euro mit 566,1 Mio. Zahlungsvorgängen, vgl. hierzu die jeweiligen Veröffentlichungen im 

https://www.bundesbank.de/resource/blob/804038/5807cc87cbe9ab4d47736c4af536ca83/mL/i-1-gesamtergebnisse-fuer-deutschland-data.pdf
https://www.bundesbank.de/resource/blob/804038/5807cc87cbe9ab4d47736c4af536ca83/mL/i-1-gesamtergebnisse-fuer-deutschland-data.pdf
https://www.bundesbank.de/resource/blob/804038/5807cc87cbe9ab4d47736c4af536ca83/mL/i-1-gesamtergebnisse-fuer-deutschland-data.pdf
https://www.bundesbank.de/resource/blob/804038/5807cc87cbe9ab4d47736c4af536ca83/mL/i-1-gesamtergebnisse-fuer-deutschland-data.pdf
https://www.bundesbank.de/resource/blob/804038/5807cc87cbe9ab4d47736c4af536ca83/mL/i-1-gesamtergebnisse-fuer-deutschland-data.pdf


päischen Kommission lassen die berechtigte Annahme zu, dass der Marktanteil von 
Zahlungs- und E-Geld-Instituten weiter steigen wird. Der Blick nach Großbritan
nien zeichnet die europäische und deutsche Entwicklung möglicherweise vor. Dort 
stellen Zahlungs- und E-Geld-Institute bereits zum jetzigen Zeitpunkt auch für 
Privatpersonen eine Alternative zu Kreditinstituten für die Teilnahme am Zah
lungsverkehr dar.

Im Unterschied zu Kreditinstituten unterliegen Zahlungs- und E-Geld-Institute 
nicht der gesetzlichen Einlagensicherung, die die Einlagen der Kunden im Insol
venzfall bis zur Höhe von 100.000 E entschädigt. Stattdessen bestehen andere Si
cherungsvorschriften, welche die Kundengelder in der Insolvenz des Zahlungs- 
oder E-Geld-Instituts schützen sollen. Nicht zuletzt die Insolvenz des (vermeintli
chen)5 Zahlungsdienstleisters Wirecard hat verdeutlicht, dass Insolvenzen in der 
Zahlungsverkehrsbranche kein bloßes Gedankenexperiment sind. Diese Arbeit 
nimmt es sich deshalb zur Aufgabe, die Auswirkungen der Insolvenz eines Zah
lungs- oder E-Geld-Instituts kleinteilig herauszuarbeiten. Im Fokus steht hierbei 
insbesondere, wie die von Zahlungs- und E-Geld-Instituten verwahrten Kunden
gelder in der Insolvenz des Instituts geschützt sind und wie dieser Schutz de lege 
ferenda verbessert werden kann.

B. Gang der Untersuchung

Die vorliegende Abhandlung ist in fünf Teile gegliedert. Im ersten Teil sollen die 
zahlungsdienstrechtlichen Grundlagen geschaffen werden. Neben der bisherigen 
und künftigen Entwicklung des europäischen und damit auch deutschen Zahlungs
diensterechts soll ein kurzer Blick auf die verschiedenen Arten von Zahlungs
dienstleistern geworfen werden, um anschließend die rechtlichen Beziehungen bei 
den einzelnen Zahlungsdiensten und die jeweilige Verteilung der Insolvenzrisiken 
zu untersuchen. Im zweiten Teil sollen die insolvenzrechtlichen Folgen der Insol
venz eines Zahlungsdienstleisters unabhängig von der Art des Zahlungsdienstleis
ters herausgearbeitet werden. Die Auswirkungen der Insolvenz auf bestehende 
Zahlungsdienstverträge, auf bestehende (Guthaben-)Forderungen der Zahlungs
dienstnutzer sowie erteilte Zahlungsaufträge dienen als Grundlage für den dritten 
Teil der Arbeit – welcher zugleich den Hauptteil darstellt –, in dem die für Zah
lungs- und E-Geld-Institute geltenden Sicherungsvorschriften einer kleinteiligen 
Untersuchung unterzogen werden. Neben der persönlichen und sachlichen Reich
weite der Sicherungsvorschriften wird insbesondere herausgearbeitet, ob und wie 

Bundesanzeiger (abrufbar unter https://www.bundesanzeiger.de/pub/de/start?0, zuletzt abge-
rufen am 01. 04. 2024).

5 Nach Einschätzung der BaFin erbrachte die Wirecard AG keinen erlaubnispflichtigen 
Zahlungsdienst, weshalb keine Einordnung als Zahlungsdienstleister gem. § 1 Abs. 1 ZAG 
erfolgte, vgl. BT-Drs. 19/21963, S. 3 f.
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bei den zur Verfügung stehenden Sicherungsmethoden der jeweils beabsichtigte 
Insolvenzschutz der kontrahierenden Zahlungsdienstnutzer erreicht wird. Hierfür 
wird für jede Sicherungsmethode einzeln untersucht, wie sie zu handhaben ist und 
wie sich die Insolvenz des Zahlungs- oder E-Geld-Instituts auf die Sicherungsme
thode auswirkt. Sodann wird ein rechtsvergleichender Blick nach Großbritannien 
geworfen, um auf Grundlage der Ergebnisse zur Ausgestaltung in Deutschland de 
lege lata und der Ausgestaltung in Großbritannien einen eigenen Vorschlag de lege 
ferenda zu unterbreiten. Im vierten Teil werden die bestehenden aufsichtsrechtli
chen Eingriffskompetenzen untersucht, haben diese doch maßgeblichen Einfluss 
auf den (Insolvenz-)Schutz der Zahlungsdienstnutzer und das Insolvenzregime bei 
Zahlungs- und E-Geld-Instituten. Im abschließenden fünften Teil werden die her
ausgearbeiteten Ergebnisse in Thesenform zusammengefasst.
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